
Nichtanwendung der Handschlagspflicht für den Fall der
DAA-Partei nicht in Betracht.35

Damit ist der Eingriff in die allgemeine Handlungsfreiheit
des J durch § 6 I RiWG gerechtfertigt, und sie ist nicht ver-
letzt.

E. ERGEBNIS

Die Anwendung des § 6 I RiWG mit dem Ergebnis der
definitiven Pflicht des J, die K per Handschlag zu verpflich-
ten, verstößt nicht gegen die Grundrechte des J.

35 AA VG Gera BeckRS 2015, 132871 Rn. 18.
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& SACHVERHALT

Am 1.1.2023 tritt im Mitgliedstaat der Europäischen Union A eine Änderung des Hoch-
schulgesetzes (HSchG) in Kraft. Nach dem nunmehr neu im § 76 HSchG verankerten „Er-
fordernis der Durchführung von Ausbildung im Sitzstaat der betreffenden Einrichtung“
müssen ausländische Hochschulen, die in A tätig sein wollen, in dem anderen EU-Mitglied-
staat, in dem sich ihr Sitz befindet, tatsächlich eine Hochschule unterhalten. Die Frist, die
ausländischen Hochschulen für die Erfüllung der in § 76 HSchG festgelegten Bedingungen
eingeräumt wurde, endet am 1.1.2024. Bei Nicht-Erfüllung des „Erfordernisses der Durch-
führung von Ausbildung im Sitzstaat der betreffenden Einrichtung“ wird die notwendige
Genehmigung für den Lehrbetrieb als Hochschule in A widerrufen. Ohne eine solche
Genehmigung ist es einer Hochschule in A untersagt, neue Studierende zum Sommersemester
2024 aufzunehmen.

Die Europäische Kommission ist der Ansicht, dass A mit dem Erlass des HSchG gegen das
Europarecht verstoßen habe. Deshalb richtet sie am 27.4.2023 ein Aufforderungsschreiben an
A, in dem sie ankündigt, ein Vorverfahren für eine Klage einzuleiten. Außerdem gewährt sie
A in demselben Schreiben eine Frist von einem Monat zur Stellungnahme zu den vorgewor-
fenen Verstößen gegen die Art. 49, 56 AEUV sowie gegen Art. 13 und 14 III, 16 GRCh, die
durch die Änderungen im HSchG begangen worden sein sollen.

A antwortete darauf mit Schreiben vom 25.5.2023, in dem er die Vertragsverletzungen
bestreitet. Art. 13 GRCh könne schon deshalb nicht verletzt sein, da die akademische Freiheit
nur wissenschaftliche Äußerungen schütze. Darüber hinaus beinhalte sie keine institutionelle
Dimension, die auch die Unterhaltung von Einrichtungen für die Forschung und Lehre
umfasse. Auch schütze Art. 14 III GRCh nur die Gründung von Hochschulen, nicht aber die
Ausübung des Lehrbetriebs. Die Änderungen im HSchG seien außerdem notwendig, um die
öffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten. Damit sollen irreführende Geschäftspraktiken ver-
hindert sowie die Qualität des Bildungsangebots in A gewährleistet werden. Schließlich
könnten sich die Behörden in A nur auf die Art und Weise, wie es die Änderungen im HSchG
vorsehen, davon überzeugen, dass die betreffenden ausländischen Hochschulen eine tatsäch-
liche und rechtmäßige Tätigkeit auf dem Hoheitsgebiet ausüben.

Am 14.7.2023 gibt die Kommission eine mit Gründen versehene Stellungnahme ab, in der sie
die Schlussfolgerungen aus dem ersten Schreiben bekräftigt. In dieser Stellungnahme setzt die
Kommission A wiederum eine Frist von einem Monat, um die Maßnahmen, die erforderlich
sind, um der mit Gründen versehenen Stellungnahme nachzukommen, zu ergreifen oder eine
weitere Stellungnahme abzugeben.

A sah sich in jüngster Zeit mehrfach Vertragsverletzungsverfahren ausgesetzt. Das letzte
Verfahren endete erst ein paar Wochen zuvor zu seinen Ungunsten. Dennoch lehnt die
Kommission ein Fristverlängerungsersuchen von A, welches der Staat mit den kurzen Mo-
natsfristen und dem Verdacht eines rein politisch motivierten Verfahrens begründet hatte, ab.

* Der Autor ist ehemaliger Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Öffentliches Recht und Völkerrecht an der Hum-
boldt-Universität zu Berlin und fungiert als Lehrbeauftragter im Universitätsrepetitorium der European Law School an der
Humboldt-Universität zu Berlin.
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Erst mehrere Monate nach Fristablauf, am 1.2.2024, ruft die Kommission den Gerichtshof der
Europäischen Union an.

Bearbeitervermerk: Prüfen Sie gutachterlich die Erfolgsaussichten einer solchen Klage der Kommission.
Im Rahmen des anzufertigenden Gutachtens ist auf alle durch den Sachverhalt aufgeworfenen Rechts-
fragen – gegebenenfalls auch hilfsgutachterlich – einzugehen. Sekundäres Unionsrecht ist für die
Bearbeitung nicht heranzuziehen.

& LÖSUNG

In Betracht kommt eine Aufsichtsklage nach Art. 258 AEUV. Diese Klage hat Erfolg, wenn
sie zulässig und soweit sie begründet ist.

A. ZULÄSSIGKEIT

Das von der Kommission der Europäischen Union eingeleitete Vertragsverletzungsverfahren
(Art. 258 AEUV) ist zulässig, wenn alle Sachentscheidungsvoraussetzungen erfüllt sind.

I. Statthaftes Verfahren

Zu den Verfahren, die vor dem Gerichtshof der Europäischen Union (Art. 19 I EUV) statthaft
sind, zählt auchdieAufsichtsklagenachArt. 258AEUV,mittelsderer sichdieKommissiongegen
eineVerletzungderVerträgedurcheinenMitgliedstaat derEuropäischenUnionwendenkann.

II. Zuständigkeit

Der EuGH ist für die Aufsichtsklage sachlich ausschließlich zuständig (Art. 256 AEUV iVm
Art. 51 EuGH-Satzung).

III. Parteifähigkeit

Gemäß Art. 258 II AEUV ist die Kommission aktiv parteifähig. Als Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union ist A gem. Art. 258 II AEUV passiv parteifähig.

IV. Vorverfahren

Die Kommission müsste das von Art. 258 AEUV geforderte Vorverfahren ordnungsgemäß
durchlaufen haben. Hiernach bedürfte es zuallererst eines Mahnschreibens der Kommission
an A, welches, wie hier geschehen, die Ankündigung der Einleitung des Vorverfahrens, die
Mitteilung des vorgeworfenen Verstoßes in faktischer und rechtlicher Hinsicht sowie eine
Frist zur Äußerung zu enthält. Nach Ablauf der ersten Frist hat die Kommission eine mit
Gründen versehene Stellungnahme abgegeben und erst nach Ablauf der zweiten Frist den
EuGH angerufen.

Fraglich ist allenfalls, ob die von der Kommission festgesetzten kurzen Fristen von nur einem
Monat eine ausreichende Gelegenheit zur Äußerung bieten. Die Frist müsste daher angemes-
sen sein. Für die Angemessenheit einer kurzen Frist könnte sprechen, dass die Rechtsfolgen
der Änderungen im HSchG – Widerruf der Genehmigung von ausländischen Hochschulen
und die Nichtzulassung zum Studium von Studierenden – in weniger als einem Jahr bevor-
standen. Folglich bestand Dringlichkeit, die Rechtslage zu klären und einen etwaigen Rechts-
verstoß abzustellen, bevor sich die Folgen auswirken (EuGH ECLI:EU:C:2020:792 Rn. 50 =
BeckRS 2020, 25440 = DÖV 2021, 41 – Kommission/Ungarn). Darüber hinaus kann nach der
Rechtsprechung des Gerichtshofs der Umstand allein, dass die Kommission ein vorgericht-
liches Verfahren kurzen Fristen unterwirft, nicht bereits zur Unzulässigkeit der anschließen-
den Vertragsverletzungsklage führen. Eine solche Unzulässigkeit ist nämlich nur dann zwin-
gend anzunehmen, wenn das Verhalten der Kommission den betreffenden Mitgliedstaat daran
gehindert hätte, seine Verteidigungsmittel gegenüber den Rügen der Kommission sachdien-
lich geltend zu machen, und so die Verteidigungsrechte verletzt hat (EuGH ECLI:EU:
C:2020:792 Rn. 52 = BeckRS 2020, 25440 = DÖV 2021, 41 – Kommission/Ungarn; EuGH
ECLI:EU:C:2020:476 Rn. 30 = BeckRS 2020, 12790 – Transparenz von Vereinigungen). Dies
ist im vorliegenden Fall nicht anzunehmen. Zwar macht A geltend, dass er sich in jüngster
Zeit mehrerer Vertragsverletzungsverfahren ausgesetzt sieht. Das letzte Verfahren war zu
diesem Zeitpunkt aber bereits beendet. Ebenso deutet die Äußerung von A zum Mahn-
schreiben der Kommission darauf hin, dass A in der Lage war innerhalb der von der Kommis-
sion gesetzten Frist von einem Monat eine entsprechende Stellungnahme abzugeben. Folglich
ist die Monatsfrist als angemessen anzusehen.

Ein ordnungsgemäßes Vorverfahren wurde somit durchlaufen.

Angemessenheit der
Fristsetzung
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